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1. Instanz

Aktenzeichen S 37 KR 1041/01
Datum 19.07.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 KR 101/04
Datum 24.08.2005

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Hamburg vom 19. Juli 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten
sind nicht zu erstatten. 3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Freistellung des KlÃ¤gers von den Kosten
hÃ¤uslicher KranÂ¬kenpflege in Form von weiteren 2 x tÃ¤glichen/7 x
wÃ¶chentlichen Medikamentengaben (bei geÂ¬nehmigten Leistungen im Umfang
von 1 x tÃ¤glichen/7 x wÃ¶chentlichen MedikamentenÂ¬gaben) in der Zeit vom 1.
Januar bis 31. MÃ¤rz 2001 in HÃ¶he von 750,99 Euro gegenÃ¼ber dem
PflegeÂ¬dienst L. & E. streitig.

Der am XX.XXXXXXXXX 1937 geborene KlÃ¤ger ist Rollstuhlfahrer und bedarf nach
SchlaganÂ¬fÃ¤llen u.a. der hÃ¤uslichen Krankenpflege. Der behandelnde Arzt Dr. S.
verordnete ihm unter dem 2. Januar 2001 3 x tÃ¤gliche/7 x wÃ¶chentliche
Medikamentengaben fÃ¼r den Zeitraum 1. Januar bis 31. MÃ¤rz 2001 zur Sicherung
der ambulanten Ã¤rztlichen Behandlung. Mit BeÂ¬scheid vom 26. Januar 2001
lehnte die Beklagte eine KostenÃ¼bernahme ab. Hiergegen legte der Pflegedienst
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Widerspruch ein. Ihm wurde mitgeteilt, dass er zu einem Widerspruch nicht
berechtigt sei (Schreiben vom 2. Mai 2001). Mit Bescheid vom 2. Mai 2001
gewÃ¤hrte die Beklagte sodann 1 x tÃ¤gliche/7 x wÃ¶chentliche
Medikamentengaben. Mit Schreiben vom 22. Juni 2001 (Eingang bei der Beklagten
am 27. Juni 2001) legte der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers fÃ¼r diesen
Widerspruch ein. Auf den Hinweis, dass die Widerspruchsfrist versÃ¤umt sei, teilte
der ProzessbevollmÃ¤chtigte (dem offenbar nur das textgleiche Schreiben an den
PflegeÂ¬dienst vorlag) mit, der Bescheid habe keine Rechtsmittelbelehrung
enthalten. Die Beklagte lieÃ� durch ihre AuÃ�endienstmitarbeiteÂ¬rin N. am 22.
August 2001 einen HausÂ¬besuch beim KlÃ¤ger durchfÃ¼hren. Den Widerspruch
geÂ¬gen den Umfang der gewÃ¤hrten MediÂ¬kamenÂ¬tengaben wies die
Beklagte mit Bescheid vom 8. Oktober 2001 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Im Klageverfahren hat der KlÃ¤ger die eidesstattliche Versicherung vom 1.
November 2002 vorgelegt, mit der er bestÃ¤tigt hat, sich in den Quartalen I/01 bis
II/02 gegenÃ¼ber dem PflegeÂ¬dienst L. & E. verpflichtet zu haben, Kosten fÃ¼r
Medikamentengaben und Anlegen und Wechseln von WundverbÃ¤nden selbst zu
Ã¼bernehmen. AuÃ�erdem habe er auf die EinÂ¬rede der VerjÃ¤hrung verzichtet.
Des Weiteren hat er eine Rechnung des Pflegedienstes Ã¼ber den Betrag von
1468,80 DM (750,99 Euro) vom 14. Mai 2001 eingereicht.

Im vom Sozialgericht eingeholten Befundbericht vom 25. Juli 2002 hat Dr. S.
ausgeÂ¬fÃ¼hrt, der KlÃ¤ger leide unter den FolÂ¬gen eines apoplektischen Insults
mit rechtsseitiger HemiÂ¬parese und an einem Hypertonus. Er habe den KlÃ¤ger
bis 22. Juni 2001 behandelt. Danach sei ein Arztwechsel wegen VerweigeÂ¬rung
von MedikamentenwÃ¼nschen erfolgt. Der KlÃ¤ger habe bei Betreuung durch die
SozialÂ¬station im Rollstuhl in einer behindertengerechten Wohnung z.T. sich selbst
versorgen und selbstÃ¤ndig leben kÃ¶nnen. Er sei auf die regelmÃ¤Ã�ige
EinÂ¬nahme verschiedener Medikamente angewieÂ¬sen. Der den KlÃ¤ger
anschlieÃ�end behanÂ¬delnde Dr. J. hat im vom Sozialgericht im Parallelverfahren 
S 37 KR 1079/01 = L 1 KR 104/04 eingeholten Befundbericht vom 26. September
2002 ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger leide unter einer kompletten schlaffen LÃ¤hmung
der gesamten linken KÃ¶rperhÃ¤lfte, SprechstÃ¶rungen durch GesichtslÃ¤hmung
links, rezidivieÂ¬render Muskelspastik, UnterschenkelÃ¶dem links,
HyÂ¬perpigÂ¬mentierung des rechten UnterÂ¬schenkels i. S. eines
postthrombotischen Syndroms und einem depressiven StimmungszuÂ¬stand. Nach
einem erneuten Hirninfarkt im MÃ¤rz 2002 seien zuÂ¬nehmend Schwindel und
StÃ¼rze aufgetreten. Die Depression habe ebenfalls zugenomÂ¬men. Der KlÃ¤ger
sei auf die regelmÃ¤Ã�ige Einnahme verschiedener Medikamente angewieÂ¬sen.
Der Gebrauch der linken Hand zur Entnahme von Medikamenten aus Verpackungen
oder DoÂ¬siergefÃ¤Ã�en sei vÃ¶llig ausgeschlossen. Tabletten, die zu Boden fielen,
kÃ¶nne er nicht aufheben.

Mit Gerichtsbescheid vom 19. Juli 2004 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen.
UnabÂ¬hÃ¤ngig davon, ob zwischen dem KlÃ¤ger und dem Pflegedienst eine fÃ¼r
eine KostenfreistelÂ¬lung ausreichend spezifizierte Vereinbarung geschlossen
worden sei, fehle es jedenfalls an dem Nachweis, dass die streitigen Leistungen
erbracht worden seien.
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Gegen diese Entscheidung hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt. Er trÃ¤gt vor, er sei
im streitiÂ¬gen Zeitraum aufgrund der erlittenen Gehirninfarkte nicht in der Lage
gewesen, seine MediÂ¬kamente einzunehmen. Ein einmal tÃ¤gliches Bereitstellen
der Arzneien hÃ¤tte nicht ausgeÂ¬reicht. Ihm seien Kosten in HÃ¶he von insgesamt
750,99 Euro (460,80 DM fÃ¼r JaÂ¬nuar, 158,40 DM fÃ¼r Februar und 849,60 DM
fÃ¼r MÃ¤rz, insgesamt 1468,80 DM) entstanden. Das Erbringen der Leistungen
erÂ¬gebe sich aus den unterzeichneten Leistungsnachweisen, die bei der Beklagten
eingereicht worden seien und nur von dieser vorgelegt werden kÃ¶nnten. Durch die
ZeugenvernehÂ¬mung habe der Sachverhalt nicht geklÃ¤rt werden kÃ¶nnen, denn
die Zeugin sei einseitig an die BeÂ¬klagte gebunden. Es sei vielmehr ein
medizinisches SachverstÃ¤ndigenÂ¬gutachten einzuholen.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 19.
Juli 2004 aufzuheben sowie den Bescheid der Beklagten vom 26. Januar 2001 in
Gestalt des Bescheides vom 2. Mai 2001 in der Fassung des
WiderspruchsbeÂ¬scheides vom 8. Oktober 2001 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, den KlÃ¤ger von den Kosten fÃ¼r hÃ¤usliche Krankenpflege in Form
von weiteren 2 x tÃ¤glichen/7 x wÃ¶chentlichen MedikamentenÂ¬gaÂ¬ben in der
Zeit vom 1. Januar bis 31. MÃ¤rz 2001 in HÃ¶he von 750,99 Euro gegenÃ¼ber dem
PfleÂ¬gedienst L. & E. freizustellen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, der KlÃ¤ger habe die Erbringung der Leistungen nicht
bewieÂ¬sen.

Im Berufungsverfahren hat der KlÃ¤ger eine weitere eidesstattliche ErklÃ¤rung vom
7. April 2005 vorgelegt. Hierin bestÃ¤tigt er, dass er sich â�� nachdem die Beklagte
die MediÂ¬kamentenÂ¬gabe im Umfange von 2 x tÃ¤glich/7 x wÃ¶chentlich
abgelehnt hatte â�� verpflichtet habe, fÃ¼r die ihm verordneten Leistungen im
Umfang von 3 x tÃ¤glich/7 x wÃ¶chentlich selbst aufzuÂ¬kommen. Er sei darauf
hingewiesen worden, dass fÃ¼r die Ã¼ber den genehmigten Umfang
hinausgehenden Leistungen Kosten in HÃ¶he von 15 DM pro Einsatz, d. h. 30 DM
pro Tag entstÃ¼nden, also 900 DM bzw. 930 DM pro Monat. Auf die Einrede der
VerjÃ¤hrung habe er verzichtet. Des Weiteren hat er nicht unterschriebene
Leistungsnachweise fÃ¼r den streitigen Zeitraum vorgelegt.

Das Gericht hat bei der Beklagten nachgefragt, ob im Rahmen der
Pflegeversicherung mediÂ¬zinische Gutachten vorhanden seien. Es ist daraufhin ein
Gutachten von Ende 1998 Ã¼berÂ¬sandt worden. Weitere Gutachten seien nicht
vorhanden.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung ist Beweis durch Vernehmung der Zeugin H. N.
erhoben worden. Hinsichtlich ihrer Aussage wird auf die Sitzungsniederschrift vom
24. August 2005 verwiesen.

Wegen des Sachverhalts im Einzelnen wird auf die in der o.g. Sitzungsniederschrift
aufgeÂ¬fÃ¼hrten Akten und Unterlagen verwiesen. Sie sind Gegenstand der
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mÃ¼ndliÂ¬chen Verhandlung und Beratung des Senats gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige
BeÂ¬rufung (vgl. Â§Â§ 143, 144, 151 SozialgerichtsgeÂ¬setz (SGG)) ist nicht
begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Freistellung von den Kosten
selbst beschaffter hÃ¤uslicher KrankenÂ¬pflegeleistungen in Form von weiteren 2 x
tÃ¤glichen/7 x wÃ¶chentlichen Medikamentengaben durch den Pflegedienst L. & E
â�¦

Rechtgrundlage des geltend gemachten Anspruchs sind Â§Â§ 37 Abs. 2 iVm 13 Abs.
3 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) in der besonderen Form der Freistellung
von bisher noch nicht aufgewendeten Kosten. Versicherte erhalten gemÃ¤Ã� Â§ 37
Abs. 2 Satz 1 SGB V in ihrem Haushalt oder in ihrer Familie als hÃ¤usliche
Krankenpflege Behandlungspflege, wenn sie zur Sicherung des Ziels der Ã¤rztlichen
Behandlung erforderlich ist und eine im Haushalt lebende Person den Kranken nicht
in dem erforderlichen Umfang pflegen und versorgen kann (Abs. 3). Die
Krankenkasse hat dem Versicherten die Kosten fÃ¼r die selbst beschaffte
LeisÂ¬tung zu erstatten, soweit diese notwendig war, wenn sie u.a. eine Leistung
zu Unrecht abÂ¬gelehnt hat (Â§ 13 Abs. 3 SGB V). Sind die Leistungen durch den
Versicherten noch nicht bezahlt, kann er statt der Kostenerstattung eine
Freistellung von der Verbindlichkeit geltend machen (BSG 30.3.00 â�� B 3 KR 23/99
R, SozR 3-2500 Â§ 37 Nr. 2).

Der Freistellungsanspruch des KlÃ¤gers scheitert schon daran, dass die mehr als
einmal tÃ¤gliche Medikamentengabe â�� mit dem Bereitstellen der Arzneien fÃ¼r
die beiden weiteren Einnahmezeiten â�� nicht notwendig war. Der KlÃ¤ger war trotz
seiner gesundheitÂ¬lichen EinÂ¬schrÃ¤nkungen in der Lage, einmal tÃ¤glich
bereitgestellte Medikamente (z.B. aus eiÂ¬nem BeÂ¬cher) morgens, mittags und
abends selbstÃ¤ndig einzunehmen.

Ausweislich der Berichte der behandelnden Ã�rzte haben die SchlaganfÃ¤lle bei
dem KlÃ¤ger zu einer vollstÃ¤ndigen LÃ¤hmung der linken KÃ¶rperseite gefÃ¼hrt.
Daraus folgt, dass er seine linke KÃ¶rperseite, also auch die linke Hand, seither
nicht mehr einsetzen konnte. Im Bereich des rechten Armes oder der rechten Hand
waren keine AusfÃ¤lle oder Behinderungen eingetreten, so dass der KlÃ¤ger trotz
seines Angewiesenseins auf einen Rollstuhl noch weitgehend selbstÃ¤ndig allein in
seiner Wohnung leben konnte. Zwar wurde in dem PflegeÂ¬gutachten aus dem
Jahre 1998 ein Tremor erwÃ¤hnt, aber dort kein AusmaÃ� beschrieben, welches den
KlÃ¤ger auÃ�er Stande hÃ¤tte setzen kÃ¶nnen, selbstÃ¤ndig ein Glas oder einen
Eierbecher zu ergreifen. FÃ¼r den streitbefangenen Zeitraum gibt es keinen Anhalt
fÃ¼r einen Tremor oder ein relevantes Zittern der rechÂ¬ten Hand. In seinem
ergÃ¤nzenden Bericht vom 23. August 2005 hat der behandelnde Arzt Dr. J.
zumindest fÃ¼r den Zeitraum ab Juli 2001, in dem der KlÃ¤ger bei ihm in
BehandÂ¬lung war, ausdrÃ¼cklich dargelegt, dass der KlÃ¤ger mit der rechten
Hand in der Lage war, vorÂ¬bereitete Medikamente ohne fremde Hilfe
einzunehmen. Der PfleÂ¬gedienst mÃ¼sse die ArzÂ¬neien daher nur einmal
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tÃ¤glich bereitstellen.

Die FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers, selbstÃ¤ndig bereitgestellte Medikamente einnehmen
zu kÃ¶nnen, ergibt sich aus der vom Senat durchgefÃ¼hrten
ZeugenÂ¬vernehmung. Der Senat folgt den glaubhaften Angaben der Zeugin.
Danach war der KlÃ¤ger im gesamten streitbefangenen Zeitraum in der Lage, mit
der rechten Hand einen Becher oder ein Glas mit bereitgestellten Tabletten oder
Tropfen selbstÃ¤ndig zum Mund zu fÃ¼hren und anschlieÃ�end Wasser
nachzuÂ¬trinken. Die Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens zu der Frage
der Auswirkungen von SchlaganfÃ¤llen auf die FÃ¤higkeit, selbstÃ¤ndig
bereitgestellte Medikamente einzunehmen, war nicht veranlasst, weil durch die
Zeugenvernehmung die dem KlÃ¤ger verbliebenen FÃ¤higkeiten konkret
festgestellt werden konnten. Ein SachverstÃ¤ndiger kÃ¶nnte sich wegen fehlender
eigener Beobachtung im streitbefangenen Zeitraum nur abstrakt Ã¤uÃ�ern.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 und 4 SGG in der bis 1. Januar
2002 gÃ¼ltiÂ¬gen und hier noch anzuwendenden Fassung.

Der Senat hat die Revision nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160
Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 24.11.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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